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Im Jahre 1920 erhielt Berlin zum erstenmal eine 
demokratische Verfassung. Jedoch unter der Beein­
flussung des Naziregimes hat die Beschränkung der poli­
tischen Freiheit dazu geführt, daß der Verwaltungs- und 
Regierungsapparat der Stadt lediglich zum Werkzeuge 
faschistischer Macht wurde.
• Die Verfassung vom Jahre 1946 ist ein provisorisches 
Dokument, das die Wiederherstellung politischer Freiheit 
und deren Anvertrauung an die Berliner Bevölkerung be­
zweckt. Sie legt die Gesamtheit der Machtbefugnisse in 
die Hände der vom Volke gewählten Vertreter. Sie ver­
langt, daß die gewählten Vertreter sich zu einer kon­
stitutionellen Versammlung zusammenschließen, um un­
verzüglich mit der Ausarbeitung einer Verfassung auf 
breiterer Basis für die Stadt Berlin zu beginnen. Sie sieht

eine stabilisierte Stadtverwaltung vor auf Grund der all­
gemeinen Richtlinien der Gesetze von 1853, 1920 und 1931.
Die Alliierten Kommandanten haben beschlossen, daß 

diese neue Verfassung im Oktober in Kraft treten wird, 
zu welcher Zeit Wahlen stattfinden werden, und im Ver­
trauen, daß die demokratische Entwicklung nie wieder 
aufhören wird, übertragen sie die Verantwortung für die 
der Alliierten Kommandatura unterstellte Regierung von 
Berlin auf die Bevölkerung der Stadt.

K e a t i n g ,  Generalmajor, USA 

N а r e 8 , Generalmajor, Großbritannien 

L а n g о n , General de Brigade, Frankreich 

К о t i к о V , Generalmajor, UdSSR

Vorläufige Verfassung von Groß-Berlin

Um seiner Lage nach dem Zusammenbruch der national­
sozialistischen Herrschaft und unter der Besetzung durch 
die alliierten Mächte gerecht zu werden und in Fort­
führung des Verfassungsrechtes gemäß der Städteordnung 
vom 30. Mai 1853, dem Gesetz über die Bildung einer 
neuen Stadtgemeinde Berlin vom 27. April 1920 und dem 
Gesetz über die vorläufige Regelung verschiedener Punkte 
des Gemeindeverfassungsrechtes für die Hauptstadt Berlin 
vom 30. März 1931 erhält Groß-Berlin die folgende vor­
läufige Verfassung:

Kapitel I:
Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1

(1) Groß-Berlin ist die für das Gebiet der Stadtgemeinde 
Berlin alleinige berufene öffentliche Gebietsköiperschaft.

(2) GrcÄl-Berlin hat alle öffentlichen Aufgaben in seinem 
Gebiete nach dieser Verfassung zu erfüllen.

(3) Groß-Berlin führt Wappen und Flagge mit dem Bären. 
Die Einzelheiten werden in einer besonderen Verordnung 
bestimmt.

Artikel 2

(1) Die Gesamtheit der deutschen Bürger von Groß- 
Berlin äußert ihren Willen durch die gewählten Ver­
tretungskörper.

(2) Alle Bürger von Groß-Berlin sind im Rahmen der 
geltenden Gesetze gleichberechtigt, unabhängig von 
Rasse, Geschlecht, Glaubensbekenntnis und Vermögen.

(3) Vertretungskörper sind die Stadtverordnetenver­
sammlung und der Magistrat.

Artikel 3

(1) Die Stadtverordnetenversammlung wird auf Grund 
allgemeiner, gleicher, unmittelbarer und geheimer Wahl 
der Wahlberechtigten von Groß-Berlin nach den Grund­
sätzen der Verhältniswahl gebildet

(2) Die Mitglieder des Magistrats werden von der Stadt­
verordnetenversammlung für deren Wahldauer gewählt. 
In dem Magistrat müssen Vertreter aller anerkannten 
politischen Parteien sein, sofern es die betreffenden 
Parteien verlangen. Bei den Mitgliedern des Magistrats 
müssen die Voraussetzungen zur Erfüllung ihres Amtes 
vorhanden sein.

(3) Die Gewählten bleiben bis zur Verpflichtung der 
neugewählten Stadtverordneten und Mitglieder des Ma­
gistrats in Tätigkeit.

(4) Die Wahl der Mitglieder der Stadtverordneten­
versammlung sowie Näheres über diese Wahl wird in der 
Wahlordnung geregelt.

•

Kapitel II:
Die Stadtverordnetenversammlung

Artikel 4

Die Stadtverordnetenversammlung besteht aus 130 Mit­
gliedern (Stadtverordneten). Sie wird für die Dauer von 
zwei Jahren gewählt.

Artikel 5

Der Stadtverordnetenversammlung liegt ob:
(1) Die Wahl der Mitglieder des Magistrats.
(2) Die Beschlußfassung über:

I. Die Verfassung von Groß-Berlin und ihre Änderung;
II. alle gesetzlichen Regelungen (Verordnungen und 

Satzungen);
III. die Feststellung des Haushaltsplanes sowie die Be­

willigung und die Art der Deckung außerplanmäßi­
ger Ausgaben; •

IV. die Festsetzung der Abgaben;
V. die Entlastung auf Grund der Prüfung und Fest­

stellung der Jahresabrechnung;
VI. die Aufnahme von Darlehen und Anleihen;

VII. die Schaffung neuer und Einstellung der Tätigkeit 
veralteter schädlicher oder unnötiger^ unrentabler 
Anstalten und Betriebe;

VIII. die Beteiligung an neuen Unternehmen, die in 
Form des öffentlichen oder privaten Rechts be­
trieben werden;

IX. die Verleihung und Aberkennung des Titels eines 
Ehrenbürgers.

(3) Die Überwachung der Ausführung der von den Ver­
tretungskörpern beschlossenen gesetzlichen Regelungen 
sowie der gesamten Verwaltung.

Artikel 6

(1) Innerhalb 2 Wochen nach der Veröffentlichung des 
endgültigen Ergebnisses der Wahl zur Stadtverordneten­
versammlung hat der Magistrat die Gewählten zur Bil­
dung der Stadtverordnetenversammlung einzuberufen 
und zu Beginn der ersten Sitzung durch Handschlag zur 
gewissenhaften Erfüllung ihrer Obliegenheiten zu ver­
pflichten.


